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10. Wahlperiode 

07. 06. 84 


Sachgebiet 805 


Antrag 

der Fraktion DiE GRÜNEN 


Maßnahmen gegen Gesundheitsgefährdung und Umweitbeiastung durch Dioxine 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. eine Chemikalienbeschränkungs- Verordnung auf der 
Ermächtigungsgrundlage des § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 
des Chemikahengesetzes (ChemG) zu erlassen. Hiernach 

a) ist vorzuschreiben, daß bestimmte gefährhche Stoffe, 
bestimmte gefährliche Zubereitungen und bestimmte 
Erzeugnisse, die einen solchen Stoff oder eine solche Zube- 
reitung enthalten, im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher 
Unternehmungen oder sonst unter Beschäftigung von 
Arbeitnehmern nicht hergesteilt, in den Verkehr gebracht 
oder verwendet werden dürfen, soweit sie polyhaloge- 
nierte Dibenzo-p-dioxine oder polyhalogenierte Dibenzo- 
furane^) als Verunreinigimgen oder als für die Vermark- 
tung erforderhche Hilfsstoffe enthalten oder soweit sich aus 
ihnen Dioxine oder Furane als Zersetzungsprodukte bilden 
können; 

b) sind Herstellungs- imd Verwendungsverfahren zu ver- 
bieten, bei denen Dioxine oder Furane anfallen; 

2. binnen Jahresfrist offizielle Listen jener Stoffe imd Zuberei- 
tungen zu veröffentlichen, 

a) in denen Dioxine oder Furane als Verunreinigungen oder 
für die Vermarktung erforderliche Hüfsstoffe enthalten 
sind oder enthalten sein können (siehe § 3 Nr. 1 ChemG); 

b) aus denen sich Dioxine oder Furane als Zersetzungs- 
produkte büden können; 

c) bei welchen Stoffen sich Verdachtsmomente hinsichtlich 
Buchstaben a und b ergeben; 

3. zu überprüfen, welche Stoffe und Zubereitimgen nach 
Nummer 2 dieses Antrags infolge der Ausnahmeregelungen 


im folgenden als „Dioxine" bezeichnet 
im folgenden als „Furane" bezeichnet 



Drucksache 10/1579 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


des § 2 ChemG nicht in den Anwendungsbereich des § 4 
Abs. 6 und des § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 ChemG fallen. 
Diese Stoffe werden aus dem Geltxmgsbereich anderer 
Gesetze gestrichen, soweit die Aufnahme in das Chemika- 
liengesetz eine weitergehende Beschränkung darstellt; 

4. binnen Jahresfrist festzustellen, inwieweit Dioxine und 
Furane das Gefährlichkeitsmerkmal „umweltgefährlich" im 
Sinne des § 3 Nr. 3 Buchstabe n ChemG erfüllen. Hierbei ist 
insbesondere durch geeignete Untersuchungen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 5 der ChemG Gefährlichkeitsmerk- 
male-Verordnung festzustellen, inwieweit Dioxine und 
Furane infolge der in den Verkehr gebrachten Menge, der 
Verwendungen, der geringen Abbaubarkeit, der Akkumula- 
tionsfähigkeit oder der Mobilität in der Umwelt auftreten, 
insbesondere sich anreichern können und aufgrund wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse schädliche Wirkungen auf den 
Menschen oder auf Tiere, Pflanzen, Mikroorganismen, die 
natürliche Beschaffenheit von Wasser, Boden oder Luft und 
auf die Beziehungen unter ihnen sowie auf den Naturhaushalt 
haben können, die erhebliche Gefahren oder erhebliche 
Nachteüe für die Allgemeinheit herbeiführen; 

5. solche Stoffe, bei denen sich binnen Jahresfrist ledighch Ver- 
dachtsmomente dafür ergeben, daß sie mit Diosdnen oder 
Furanen verunreinigt sind bzw. daß sich Dioxine oder Furane 
aus ihnen als Zersetzungsprodukte büden können, auf der 
Ermächtigungsgrundlage des § 4 Abs. 6 ChemG durch 
Rechtsverordnung einem Anmeldeverfahren zu unterziehen. 
Hierbei sind Tierversuche durch Rechtsverordnung nach § 10 
Abs. 3 ChemG durch andere Prüfverfahren zu ersetzen; 

6. in ihren Entwurf einer Zweiten Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zur Änderung der TA Luft (Stand 15. Dezember 1983) 
tmter Nummer 3.1.7 („Organische Stoffe") anzufügen: 

„Stoffe der Klasse 0: 

Stoffe, die sowohl schwer abbaubar und leicht anreicherbar 
als auch von hoher Toxizität sind oder aufgrund sonstiger 
besonders schädlicher Umwelteinwirkungen keiner der 
drei Klassen zugeordnet werden können. Bei Vorhanden- 
sein dieser Stoffe ist ein Emissionsmassenstrom möghchst 
ganz zu unterbinden. Hierbei sind neben der Abluft- 
reinigung insbesondere prozeßtechnische Maßnahmen zu 
berücksichtigen sowie Maßnahmen mit Auswirkungen auf 
die Beschaffenheit von Einsatzstoffen und Erzeugnissen. " 

Die Ursprungs Version des Textes ist zu streichen; 

7. kurzfristig eine Liste derjenigen Stoffe zu erstellen, die der in 
Nummer 6 dieses Antrags genannte Klasse 0 zuzuordnen 
sind, wobei folgende Stoffe in jedem Fall auf genommen wer- 
den müssen: 

Alkylbleiverbindungen, 

halogenierte und polyhalogenierte Biphenyle, 

halogenierte und polyhalogenierte Terphenyle, 
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halogenierte und polyhalogenierte Naphtaline, 
polyhalogenierte Dibenzo-p-dioxine, 
polyhalogenierte Dibenzofurane, 
polychlorierte Biphenylether, 

o-hydroxylierte Chlorbiphenylether (= polychlorierte 

2-Phenoxyphenole, „Prädioxine“), 
polychlorierte Biphenylene, 

3,3', 4,4' - Tetrachlorazoxybenzol, 

3,3', 4,4' — Tetrachlorazobenzol, 
halogenierte Bicyclopentadiene 

sowie bestimmte hochtoxische Stoffe aus dem Anhang 11 der 
Störfall-Verordnung; 

8. das Beförderungsverbot für 2,3,7, 8-TCDD in der Gefahrgut- 
verordnung Straße, Anlage A, Randnummer 2601, Bemer- 
kung zu den Ziffern 21 und 23, sowie entsprechend in den 
Gefahrgutverordnungen Eisenbahn und Binnenschiffahrt zu 
erweitern auf die Stoffklassen der Dioxine und Furane. Hier- 
bei sind auch solche Stoffe von der Beförderung auszuschhe- 
ßen, aus denen sich durch Zersetzen - etwa bei einem Brand- 
unfall - Dioxine und Furane bilden können. Hierbei ist zu 
prüfen, ob und inwieweit verantwortbar ist, in das Beförde- 
rungsverbot kombinierte Mengen- und Konzentrationsan- 
gaben als obere Grenzwerte mit aufzunehmen, soweit solche 
Grenzwerte überhaupt gewährleisten, daß eine Umweltge- 
fährdung mit Dioxinen und Furanen als Folge eines denk- 
baren Unfalls ausgeschlossen ist. Dabei ist besonders auf 
Gefährdungspotentiale durch Dioxin- und Furanverbindun- 
gen mit 2,3,7,8-substituierten Chloratomen zu achten, aber 
auch auf die Möglichkeit, daß durch einfache chemische ^ 
Umwandlungsprozesse (z. B. Pyrolyse bei Brandunfall) aus 
weniger giftigen Verbindungen die hochgiftigen Verbindun- 
gen entstehen können; 

9. in den Anhang II der Störfall-Verordnung jene Stoffe aufzu- 
nehmen, die von der Bundesregierung nach Nummer 2 dieses 
Antrags veröffentlicht werden sollen. Dementsprechend sind 
Mengenbegrenzungen dieser Stoffe in den Anhang der 
1. Störfall- Verwaltungsvorschrift aufzunehmen. Dioxine oder 
Furane sind nicht exphzit in die Störfall-Verordnung aufzu- 
nehmen bzw. sind wieder zu streichen; 

10. das Verbrennen dioxin- und furanhaltiger Rückstände auf 
Hoher See sowie solcher Stoffe, aus denen sich Dioxine und 
Furane durch thermische Zersetzung (Pyrolyse) bilden 
können, zu unterbinden. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß durch Verschär- 
fung der Oslo/London-Konvention von 1977 das Hohe See- 
Einbringungsgesetz nicht dadurch umgangen werden kann, 
daß deutsche Firmen von ausländischen Häfen aus auf aus- 
ländischen Schiffen solche Abfälle verbrennen; 

11. Dioxine und Furane in das geplante Bodenschutzrecht, in die 
geplante Umweltkontaminanten- Verordnung sowie in die 
Klärschlamm-Verordnung aufzunehmen; 
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12. eine offizielle TCDD-Äquivalenztabelle zu erstellen, die den 
Vergleich zwischen einzelnen verschieden giftigen Dioxin- 
und Furanverbindungen anhand ihrer subakuten, subchroni- 
schen und chronischen Toxizität (z. B. Enzym-Induktionsver- 
mögen) durch Umrechnungsfaktoren ermöghcht. Diese Äqui- 
valenztabelle soll den Belastungsberechnungen zugrunde 
gelegt werden. Sie ist dem neuesten Stand der Wissenschaft 
entsprechend dynamisch fortzuschreiben. 

Bonn, den 7, Juni 1984 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Die chemischen Stoffgruppen der polychlorierten Dibenzo-p- 
dioxine und polychlorierten Dibenzofurane zählen zu den gefähr- 
hchsten Umweltgiften. Von den 75 Dioxin- und 135 Furanverbin- 
dungen (Isomeren) sind 16 bekannt, die eine äußerst hohe akute 
Giftigkeit aufweisen; darunter mehrere Substanzen (wie das 
berüchtigte 2,3,7,8-TCDD, „Dioxin“), die zu den stärksten jemals 
vom Menschen synthetisierten Giften zählen. Zusätzhch weisen 
viele dieser sogenannten Seveso-Gifte eine in unvorstellbar gerin- 
ger Dosis wirksame chronische Toxizität auf, die als Langzeitwir- 
kung Leber-, Erbgut- und Embryoschäden sowie Krebserkran- 
kungen verursacht. Dioxine und Furane sind zudem schwer 
abbaubar: Für TCDD wird im Boden eine Halbwertzeit von über 
zehn Jahren angegeben; die höher chlorierten Dioxine und 
Furane sind noch bedeutend langlebiger. Sie reichern sich vor 
allem im Fettgewebe an und können - ähnhch wie PCBs, HCB 
oder DDT - sehr leicht über die Nahrungskette in den mensch- 
hchen Körper gelangen. 

Bisher fehlt mangels ausreichender Untersuchungsergebnisse 
jeghche Garantie für die angebhch geringe Gefährhchkeit jener 
Dioxin- und Für an Verbindungen, die als minder toxisch gelten. Im 
Gegenteil: Neueste Forschungen legen den Verdacht nahe, daß 
eine der bisher als besonders harmlos geltenden Substanzen, 
nämhch das Octachlordibenzo-p-dioxin (OCDD), wahrscheinhch 
kanzerogen ist. Dem Prinzip einer vorsorgeorientierten Umwelt- 
pohtik folgend ist daher eine Verminderung der Umweltbelastung 
hinsichtlich der gesamten Stoffklasse der Dioxine und der Furane 
vonnöten, wie dies bereits bei den chemisch verwandten poly- 
chlorierten Biphenylen praktiziert wird. 

Der Dioxineintrag in die Umwelt hat sich seit mehr als vierzig 
Jahren vollzogen. Die Seveso-Gifte sind bereits in Industrielän- 
dern allgegenwärtig und sind den Einmarsch über die Nahrungs- 
ketten in den menschhchen Körper längst angetreten. Wie Prof. 
Rappe (Umeä, Schweden) nachweisen konnte, sind Dioxine und 
Furane auch in solchen Bevölkerungsteilen allgemein nachweis- 
bar, die nicht unmittelbar mit dioxinhaltigen Chemikahen in 
Berührung gekommen sind. Es muß davon ausgegangen werden, 
daß die Hauptgefahr durch die Seveso-Gifte nicht so sehr von 
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spektakulären Unfällen, wie dem Yusho-Unglück oder der 
Seveso-Katastrophe ausgehen, sondern vielmehr von schleichen- 
den Langzeitgefährdungen aufgrund eines konstanten Eintrags in 
die Umwelt und nachfolgender Bio-Akkumulation. 

Dioxine und Furane sind keine Herstellimgsprodukte. Sie ent- 
stehen überwiegend als Verunreiiügungen bei der Herstellung 
anderer Chemikahen oder als Zersetzungsprodukte aus bestimm- 
ten chemischen Stoffen, hauptsächlich durch Pyrolyse bei Ver- 
brennungsprozessen. Die Hauptquellen des Dioxineintrags lassen 
sich wahrscheinhch auf eine überschaubare Zahl chemischer Pro- 
dukte und Herstellungsverfahren begrenzen. So werden bei- 
spielsweise allein durch die Herstellung des Pentachlorphenols 
(PCP) das unter dem Markennamen „Witophen P" von der Firma 
Dynamit Nobel (Werk Rheinfelden) als einzigem deutschen Pro- 
duzenten auf den Markt gebracht wird, zweitausend Kilogramm 
Dioxine und Furane als Verunreinigungen jährhch mitproduziert, 
wovon pro Jahr ca. 700 kg einschl. Reimport in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland verbleiben und der Rest vorwiegend in Länder 
der Dritten Welt exportiert wird. Bei der thermischen Zersetzung 
eines einzigen Küogramms Witophen P können *- beispielsweise 
in der Müllverbrennungsanlage oder während eines Transport- 
unfalls mit Brandfolge - einundzwanzig Gramm Dioxine und eine 
noch größere Menge Furane entstehen. 

Eine weitere Umweltbelastung mit derart gefährhchen Stoffen 
muß wegen der nicht abschätzbaren Risiken als unverantwortbar 
abgelehnt werden. Obwohl die Wissenschaft bei der Abschätzung 
des Gefährdungspotentials durch Dioxine und Furane erst am 
Anfang steht, müssen die derzeitigen Erkenntnisse als ausrei- 
chend und so alarmierend bezeichnet werden, daß von der Bun- 
desregierung die restriktivsten gesetzhch möghchen Beschrän- 
kungen zu fordern sind. Gerade hier verlangt das Umweltvorsor- 
geprinzip nicht ein Abwarten des letzten unwiderlegbaren Bewei- 
ses der Schädhchkeit von Umweltgiften; vielmehr muß vom 
Gesetzgeber ein Wahrscheinhchkeitsurteü gefällt werden, das die 
Unsicherheiten eines noch lückenhaften Kenntnisstandes bewußt 
in Kauf nimmt! Bei gravierenden Risiken muß bereits eine geringe 
Schadenswahrscheinhchkeit ausreichen, um gegen einen Stoff 
einzuschreiten. Eines dieser Risiken besteht in der langen zeit- 
hchen Verzögerung, mit der Maßnahmen gegen Anreicherungs- 
gifte zu wirken beginnen, deren „Bremsspureneffekt" oft in Jahr- 
zehnten angesetzt werden muß. 

Die Reaktion des Gesetzgebers kam bisher immer zu spät. Er wird 
im Normalfall durch eine Verseuchung auf ein Problem aufmerk- 
sam und versucht, durch das Festsetzen von Toleranz werten eine 
weiter steigende Verseuchung zu verhindern. So wird dann die 
bereits bestehende Giftkonzentration zur Toleranzgrenze, die 
daher über die Ungefährhchkeit dieser Konzentration nichts aus- 
sagt. Sie ist außerdem auch deshalb irreführend, weil Kleinkinder 
und viele kranke oder allergische Menschen auf diese Gifte emp- 
findhcher reagieren als der „normale" erwachsene und gesunde 
Mensch. Außerdem sind die Menschen nicht nur einem Gift allein 
ausgesetzt, sondern einer Vielzahl von Giften, die sich gegensei- 
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tig auf nicht kalkulierbare Art und Weise beeinflussen, ja die sich 
nicht selten in ihrer Wirkung noch gegenseitig verstärken (Syner- 
gismus). Die Verunreinigung der Muttermilch mit einer Vielzahl 
von Anreicherungsgiften gilt hierfür als krasses Beispiel. Es muß 
angenommen werden, daß die tägliche Aufnahme dieser Gifte in 
„imgefährlichen“ Mengen nach mehreren Generationen zu 
schweren gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen kann, so 
daß diese dann vom „Reparaturbetrieb Medizin" nicht mehr 
beherrschbar sein werden. Deshalb vertritt die Fraktion DIE 
GRÜNEN die Auffassung, daß eine gesetzliche Festschreibung 
der Beweislastumkehr bei Umweltchemikalien erforderhch ist. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN ist der Meinung, daß selbst das derzei- 
tige gesetzliche Instrumentarium ausreicht, um eine effektive Ver- 
minderung des Dioxin- und Furaneintrags in die Umwelt und in 
den Menschen durchzusetzen. Die wirkungsvollsten Möghchkei- 
ten bietet das Chemikahengesetz mit den in § 17 niedergelegten 
Ermächtigungsgrundlagen zu Verboten und Beschränkungen. 
Das Herzstück des vorhegenden Antrags ist daher die Aufforde- 
rung an die Bundesregierung, eine Chemikahenbeschränkungs- 
Verordnung mit den nach § 17 möglichen Verboten des Herstel- 
lens, Inverkehrbringens und Verwendens solcher Stoffe zu erlas- 
sen, die Dioxine oder Furane als Verunreinigungen enthalten 
bzw. aus denen sie sich durch Zersetzen bilden können, außerdem 
bestimmte Herstellungs- und Verwendungsverfahren zu verbie- 
ten, bei denen Seveso-Gifte anfallen. Dies würde einem Totalver- 
bot gewisser dioxinrelevanter Chemikahen gieichkommen. Ein 
unmittelbares Verbot von Dioxinen und Furanen ist auf der 
Grundlage des Chemikahengesetzes nicht möghch, weil diese 
Gifte nur als Verunreinigungen auftreten, aber nicht als Stoffe im 
Sinne des Gesetzes hergestellt werden. Auch ein generelles Ver- 
bot von dioxinrelevanten Chemikahen ist nach diesem Gesetz 
nicht möghch, weil jeder einzelne Stoff, der einem Verbot unter- 
worfen werden soU, exphzit genannt werden muß. Die Bundes- 
regierung wird daher aufgefordert, binnen Jahresfrist Stoffhsten 
der dioxinrelevanten Stoffe und Zubereitungen aufzusteUen. - 
Eine weitere Schwachstelle des Chemikahengesetzes besteht in 
den Ausnahmeregelungen des § 2. Danach sind alle Stoffe, die in 
anderen Spezialgesetzen geregelt sind, aus dem Geltungsbereich 
des Chemikahengesetzes herausgenommen worden. Dies betrifft 
gerade eine Reihe von relevanten Dioxin-Chemikahen, z. B. die 
Stoffe 2,4,5-T, Hexachlorophen, Pentachlorphenol und Hexachlor- 
benzol. Da ein Produktverbot die wirksamste gesetzhche Maß- 
nahme überhaupt ist, müssen diese Stoffe erst aus anderen Geset- 
zen gestrichen werden, danüt sie in den Anwendungsbereich des 
Chemikahengesetzes faUen. 

Weitere flankierende Maßnahmen zur Beschränkung der Seveso- 
Gifte - soweit sie nicht schon im Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Konsequenzen aus den jüngsten Dioxinskandalen", 
Drucksache 10/1205 genannt sind - bestehen vor aUem in Forde- 
rungen nach Verschärfung der TA Luft, der Gef ahrgut- Ver- 
ordnungen, der Störfall-Verordnung und des Hohe See-Ein- 
bringungsgesetzes . 
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